
 

Auszüge aus dem  
am 30.04.2025 beurkundeten Durchführungsvertrag  

zwischen der Stadt Starnberg  
und der Vorhabenträgerin 

 
 

§ N.N. Weitere Anforderungen an das Vorhaben 
 
[…] 
 
6. Maßnahmen zum Immissionsschutz 
 
6.2 
Zum Schutz der Benutzer des Vorhabens vor Schallimmissionen, die durch die Nutzung von 
Stellplätzen in der Tiefgarage verursacht werden, hat die Vorhabenträgerin ein Tiefgaragen-
nutzungskonzept erarbeitet, welches als Anlage 23 diesem Vertrag beigefügt ist. Gewerbli-
che Ein- und Ausfahrten über die Tiefgaragenrampe zur Petersbrunner Straße dürfen zehn 
Fahrten je Stunde, zur Moosstraße 63 Fahrten je Stunde zur Nachtzeit (22 bis 6 Uhr) nicht 
überschreiten. Über den vorgesehenen Autoaufzug in der Petersbrunner Straße dürfen dar-
über hinaus sechs gewerbliche Fahrten je Stunde zur Nachtzeit nicht überschritten werden. 
Die Nutzung der Tiefgaragenrampen bzw. die Nutzung des Autoaufzugs für gewerbliche Nut-
zungen zur Nachtzeit werden dementsprechend im Tiefgaragennutzungskonzept einge-
schränkt.  
 
[…] 
 
 
9. Konkretisierung der wasserregulierenden Maßnahmen / Monitoring 
 
[…] 
 
Weiterhin verpflichtet sich die Vorhabenträgerin, bis 5 Jahre nach Abschluss der im Bereich 
der Vorhabengrundstücke (§ 4) durchzuführenden Bauwasserhaltung ein Grundwasser-Mo-
nitoring durchzuführen, durch welches sowohl ökologische wichtige Parameter, Temperatur, 
mobilisierte Altlasten, als auch Auswirkungen des Betons auf das Grundwasser und die Be-
tonaggressivität des Grundwassers erfasst werden. Das Grundwassermonitoring ist mit dem 
Landratsamt Starnberg, Untere Naturschutzbehörde abzustimmen. Der Endbericht zum Mo-
nitoring ist der Stadt unaufgefordert innerhalb von zwei Monaten nach Fertigstellung des Ge-
samtvorhabens vorzulegen.  
 
[…] 
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10. Baustellenabwicklung 
 
10.1 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, die Baumaßnahmen auch zur Abwicklung des öffentli-
chen Verkehrs eng mit der Stadt abzustimmen. Dazu hat sie der Stadt rechtzeitig vor Baube-
ginn in den jeweiligen Bauabschnitten einen Rahmenterminplan und ein Baustellenmanage-
mentkonzept unter Berücksichtigung der Belange der öffentlichen Verkehrssicherheit sowie 
der Bedürfnisse der Anlieger, insbesondere des An- und Abfahrtverkehrs, vorzulegen.  
 
[…] 
 
10.4 
Um mögliche Auswirkungen der Bauarbeiten auf den Zustand der baulichen Anlagen auf 
Grundstücken im unmittelbaren Nahbereich des Bebauungsplangebietes zu dokumentieren, 
sollen vor Beginn der Bauausführung entsprechende Beweissicherungen durch die Vorha-
benträgerin durchgeführt werden. 
 
Die Vorhabenträgerin verpflichtet sich, den Eigentümern der in Anlage 30 farbig schraffierten 
Grundstücke anzubieten, dass der Zustand der auf den jeweiligen Grundstücken vorhande-
nen baulichen Anlagen vor Beginn der Aushubarbeiten im Vertragsgebiet durch ein qualifi-
ziertes Sachverständigenbüro auf Kosten der Vorhabenträgerin festgestellt wird (Angebot 
der Beweissicherung). Die Vorhabenträgerin wird die jeweiligen Eigentümer mindestens drei 
Wochen vor der geplanten Durchführung der Beweissicherung in Text- oder Schriftform über 
das Beweissicherungsangebot informieren. Im Rahmen der Beweissicherung sollen insbe-
sondere die Vorschäden an den baulichen Anlagen so dokumentiert werden, dass neue 
Schäden von Vorschäden abgegrenzt werden können. Die fachliche Vorgehensweise und 
der Umfang der Beweissicherung werden durch den qualifizierten Sachverständigen im Ein-
zelfall festgelegt.  
 
 


